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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

Die geplanten Teilrevisionen diverser Verordnungen im Kernenergiebereich sorgten in
der Vernehmlassung fiir viel Aufruhr. Geplant waren einerseits Anderungen in den
Kriterien zur Stoérfallanalyse und der dazugehdérigen Ausserbetriebnahme und
andererseits neue Regelungen zur Abklinglagerung von radioaktiven Abfallen. Fur viel
Ziundstoff sorgte hierbei vor allem die erste Anderung - auch bekannt unter dem
Namen «Lex Beznau».

Die Betreiberfirmen von Kernkraftwerken sind verpflichtet, deterministische
Storfallanalysen durchzufihren. Storfélle werden dabei in drei Kategorien unterteilt:
Schwerwiegende naturbedingte Félle, die jedoch nur sehr selten eintreten, erhalten die
Ziffer drei. Mit der Ziffer zwei versehen werden schwerwiegende naturbedingte
Storfélle, die etwas haufiger vorkommen als jene in Kategorie drei. Leichtere und
haufige naturbedingte Storfélle bekommen die Ziffer eins. Zudem erhalten die
jeweiligen Storfalle maximale Dosisgrenzwerte - also Richtlinien, wie viel Radioaktivitat
bei einem Storfall maximal austreten durfte - zugeteilt.

Unklar formuliert war bisher jedoch die Kategorisierung der in der Natur auftretenden
Ereignisse, die durchschnittlich einmal alle 10'000 Jahre stattfinden. Gemass
Zeitungsberichten beziehe sich dies vor allem auf schwerere Erdbeben. Diese seltenen
Erdbeben bildeten in Art. 123 Abs. 2 der Strahlenschutzverordnung (StSV) den Ubergang
zwischen der Kategorie zwei, fir die ein strenger Dosisgrenzwert von 1 mSv (Millisievert)
pro Jahr gilt, und der Kategorie drei, fur die ein viel héherer Grenzwert von 100 mSv pro
Jahr gilt. Unklar war deshalb, zu welcher Kategorie und zu welchem Grenzwert die oben
beschriebenen seltenen Erdbeben gehdren. Dass hier eine rechtliche Unsicherheit
bestand, erkannte die KNS bereits im Jahr 2012 und beantragte Klarungsbedarf. Mit
einer Konkretisierung, dass fur solche Ereignisse die einfacher einzuhaltende Kategorie
drei gelten sollte, wollte der Bundesrat die bisherige Praxis in den Verordnungen
verankern.

Anwohner rund um die Kernkraftwerke Beznau | und Il sowie drei Umweltorganisationen
hatten aber schon im Jahr 2015 beim ENSI ein Gesuch eingereicht mit dem Ziel, solche
Ereignisse der Kategorie zwei und somit dem strengeren Dosisgrenzwert 1 mSv pro Jahr
zuzuordnen. Bei einer solchen Zuordnung mussten beide Anlagen in Beznau bis zu einer
allfalligen Nachristung vom Netz genommen werden, da sie diesen Grenzwert nicht
einhalten kénnten. Mittels einer Verflgung hatte das ENSI dieses Begehren jedoch
abgelehnt und den Entscheid damit begriindet, dass dies weder der bisherigen Praxis
noch der urspringlichen Regelungsabsicht des Bundesrates entspreche und woméglich
samtliche AKWs der Schweiz unmittelbar bei der Zuteilung zur Kategorie zwei vom Netz
genommen werden mussten. Diese Verfligung war danach beim
Bundesverwaltungsgericht angefochten worden. Zu erwarten ist auch ein allfalliger
Weiterzug des noch ausstehenden Bundesverwaltungsgerichtsentscheids an das
Bundesgericht.

In der Vernehmlassung, die bis Mitte April 2018 andauerte, meldeten sich sowohl
Regierungen diverser Schweizer Kantone und Stadte, als auch diverse Organisationen,
Kommissionen, Parteien und Dachverbdnde aus der Schweiz und Deutschland, sowie
viele Einzelpersonen aus der Schweiz, Deutschland und Frankreich zu Wort. So liess
beispielsweise der Regierungsrat des Kantons Aargau - also dem Kanton, wo sich die
Anlagen Beznau | und Il sowie Leibstadt befinden - verlauten, dass er die Prazisierungen
in den Verordnungen als sinnvoll erachte. Ahnlich klang es in den Stellungnahmen der
Kantone Basel-Land, Freiburg und Graubinden. In den Kantonen Luzern, Appenzell-
Ausserrhoden und Zurich erachtete man die Prazisierungen als sinnvoll, dusserte aber
Bedenken an der Herabsetzung der Schutzbestimmungen und betonte deshalb die
Wichtigkeit des Postulats Muller (fdp, LU, Po. 18.3175). Klar oder mehrheitlich klar gegen
die genannte Konkretisierung/Herabsetzung der Sicherheitsanforderungen von 1 mSv
auf 100 mSv ausserten sich die Regierungen der Kantone Appenzell-Innerrhoden, Basel-
Stadt, Genf, Jura, Neuenburg, Schaffhausen, Schwyz, Tessin, Uri, Waadt und Wallis -
sowie Bern und Solothurn, die Standortkantone der anderen beiden Atomkraftwerke.

Nebst den Kantonsregierungen liessen auch diverse Parteien von sich horen.
Aussergewdhnlich war hierbei der einstimmige Tenor unter diversen Parteien von links
bis rechts betreffend die zeitliche Komponente. Sowohl die SP, die Grinen und die GLP
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als auch die FDP und die SVP stérten sich am Zeitpunkt der Vernehmlassung. Die SP und
die GLP forderten eine Sistierung des Vorhabens bis zum Gerichtsentscheid aus St.
Gallen. Auch die Grlnen kritisierten, dass der Bundesrat das gerichtliche Verfahren
nicht abwarte, verlangten aber darlber hinaus einen generellen Verzicht auf die
Revision. Die FDP erklarte, die Beschwerde sei kein Grund, um die Vernehmlassung zu
verzogern, jedoch sei die Dringlichkeit dieser Verordnungsanpassung zu wenig
ersichtlich. Die SVP schrieb in einer kurzen Stellungnahme, dass wohl erst durch das
Gerichtsverfahren Anpassungen in Angriff ggnommen worden seien. Die KNS habe ja
schon im Jahr 2012 bemerkt, dass ein gewisser Klarungsbedarf bestehe. Eine Ausnahme
im Tenor bildete die BDP. In ihrer offiziellen Stellungnahme erwéhnte sie die mogliche
Problematik betreffend den Rechtsstreit nicht. Sowohl die SP als auch die Grinen
ausserten sich generell ablehnend zu den Verordnungsanderungen, was sie auch
deutlich kundtaten. «Wir lehnen die vorgelegten Verordnungsanderungen mit
Nachdruck ab und kritisieren die vorgeschlagenen inhaltlichen Anpassungen sowie das
gewahlte Vorgehen scharf», schrieb etwa die SP. Die Grlinen gingen einen Schritt weiter
und beschuldigten den Bundesrat, mit dieser Lex Beznau die Grundlagen schaffen zu
wollen, um die alten Anlagen in Beznau weiter in Betrieb halten zu kénnen. Die FDP und
die SVP zeigten sich mit den Anderungen grundsétzlich einverstanden. Geméass FDP
wirden die Anpassungen selber keine Abstriche bei der Sicherheit mit sich bringen
sondern nur die heutige Praxis auf Verordnungsebene préazisieren. Nicht offiziell zur
Vorlage dusserte sich die CVP, was Martin Badumle (glp, ZH) in einer Anspielung im Tages-
Anzeiger als Unterstitzung fir ihre Energieministerin Doris Leuthard wertete.

Eine weitere brisante kritische Stellungnahme kam schliesslich von André Herrmann,
dem ehemaligen Prasidenten der Eidgendssischen Kommission fur Strahlenschutz
(KSR). Er warf dem Bundesrat vor, das Vorsorgeprinzip zu verletzen: Die Kommission
empfehle, solchen Ereignissen einen Grenzwert von 20 bis 50 mSv zuzuordnen und
nicht 100 mSv, wie dies der Bundesrat vorsah. '

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Zwei Monate vor Abstimmungstermin eréffnete Umweltministerin Leuthard (cvp) die
Kampagne zur Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz (RPG). Die
Teilrevision gelangte zur Abstimmung, da der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) im
Vorjahr das Referendum zu den beschlossenen Anpassungen ergriffen hatte. Von Seiten
des Bundesrates hoérte man zum Kampagnenauftakt ein klares Pladoyer der
Umweltministerin zur Unterstltzung des revidierten Raumplanungsgesetzes. Aufgrund
der engen Platzverhéltnisse sei es dringend nétig, haushéalterischer mit der Ressource
Boden umzugehen. Sollte die Teilversion des RPG abgelehnt werden, wiirde Pro Natura
an ihrer Landschaftsinitiative festhalten. Vor den Folgen bei Annahme dieses
Volksbegehrens warnte die Bundesratin eingehend: Ein 20-jédhriges Moratorium fur
Bauzonen wurde jegliche Entwicklung behindern und dartuber hinaus diejenigen
Kantone bestrafen, welche bis anhin haushélterisch mit dem Boden umgegangen seien.
Drei Tage spater lancierten die Gegner der RPG-Teilrevision mit einem Uberparteilichen
Komitee, das sich aus Wirtschaftsverbédnden und Vertretern der CVP, FDP und SVP
zusammensetzte, die Referendumskampagne. Zu den umstrittensten Anderungen des
als indirekten Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative beschlossenen
Raumplanungsgesetzes zahlte ein Verbot der Baulandhortung, nach welchem der
Umfang der Bauzonen den voraussichtlichen kantonalen Baulandbedarf der nachsten 15
Jahre nicht Uberschreiten darf. Die Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten
Bauzonen sowie die Moglichkeit zur Bauverpflichtung und die Einflhrung einer
obligatorischen Mehrwertabgabe erachtete das Referendumskomitee als zu weit
gehend. Man anerkenne einen gewissen Handlungsbedarf in der Raumplanung,
akzeptiere die im Laufe der parlamentarischen Beratungen von linker Seite
eingebrachten Forderungen jedoch nicht, da diese sogar Uber die in der
Landschaftsinitiative enthaltenen Anspriche hinaus gehen wurden, liess der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) zu Beginn der Kampagne verlauten. Die Vorlage
wirke sich insbesondere auf den Kanton Wallis negativ aus, wo ein Grossteil der
Bevolkerung Boden besitze, sowie auf kleinere und mittlere Unternehmen, die
strategische Baulandreserven verlieren wurden. Darluber hinaus wirden Mieterinnen
und Mieter unter den Anpassungen leiden, da die Baulandverknappung und die
Mehrwertabgabe die Bodenpreise in die Héhe schnellen lassen wirden. Vertreter des
Mieterverbandes taten dieses Argument jedoch als irrefUhrend ab: Man habe die
Auswirkungen auf Seiten der Mieter eingehend studiert und vertrete einhellig die
Meinung, dass mit den Anpassungen das verdichtete Bauen geférdert werde, was aus
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Mietersicht positiv sei. Unterstitzt wurde dieses Argument von der UVEK-Vorsteherin,
welche verkundete, dass die Preise auf dem Wohnungsmarkt aufgrund der
Wohnraumverdichtung sogar sinken koénnten. Darlber hinaus regte sich an der
Medienkonferenz des gegnerischen Komitees Widerstand von Seiten des Bundesamtes
fur Raumentwicklung (ARE): Die Gegner der Revision wiirden mit Quellenverweis auf das
ARE mit veralteten und zum Teil manipulierten Zahlen operieren und den Umfang der
nétigen Rickzonungen weit dramatischer darstellen, als dies tatsachlich der Fall sei.
Uber diese unerwiinschte Stérung der eigenen Pressekonferenz entsetzten sich die
Gegner der Abstimmungsvorlage in einem Brief an die zustandige Bundesratin. Der
Sprecher des ARE rechtfertigte die spontane Reaktion eines Mitarbeiters damit, dass
man lediglich den Eindruck habe verhindern wollen, es handle sich bei den
prasentierten Zahlen um offizielle Angaben des Bundesamtes. Laut Angaben des SGV
hatten bei Inkrafttreten der Revision dreizehn Kantone bedeutende Rickzonungen zu
befurchten. Im UVEK hingegen erwartete man solche aufgrund des anhaltenden
Bevolkerungswachstums nur flur vier bis sechs Kantone. Trotz dieser Unklarheiten
bezuglich der Auswirkungen formierten sich in 24 Kantonen kantonale
Unterstitzungskomitees zum revidierten RPG, darunter auch je ein Komitee aus dem
Ober- und Unterwallis sowie ein Komitee aus dem tourismusstarken Blndnerland.
Angeflhrt wurde letzteres unter anderem von Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR),
Mittrégerin der Landschaftsinitiative. Der Kanton Graubinden hatte mit Inkrafttreten
der Revision nichts zu beflrchten, da er mit den vor 10 Jahren unternommenen
Anderungen des kantonalen Richtplans die bundesrechtlichen Neuerungen bereits
grosstenteils umgesetzt habe, liess das kantonale Komitee verlauten. Ausserst kritisch
stand der Kanton Wallis der Vorlage zur Revision des Raumplanungsgesetzes gegenulber.
Mit Ausnahme der Grinen empfahlen im Tourismuskanton alle Kantonalparteien die
Nein-Parole. Die Grinen begrindeten ihr Ja mit dem Argument, man bleibe den
Prinzipien des Natur- und Landschaftsschutzes treu, und kritisierten gleichzeitig das
Nein der Walliser SP als opportunistisch: die Sozialdemokraten wirden beflirchten, mit
einer Zustimmung zum revidierten RPG ihren Erfolg bei den anstehenden kantonalen
Parlamentswahlen zu gefédhrden (vgl. dazu auch Teil I, 1le (Wahlen in kantonale
Parlamente)). Auch der Staatsrat kritisierte die RPG-Revision an seiner
Medienkonferenz aufs Schéarfste. Das revidierte Gesetz sei auf den Bergkanton mit
seiner speziellen Wohn- und Grundeigentumsstruktur schlichtweg nicht anwendbar.
Insbesondere die Umsetzung der Ruckzonungspflicht wirde aufgrund unpréziser
Ausgestaltung im RPG zu erheblicher Rechtsunsicherheit fiihren. Darlber hinaus sei die
Riuckzonungspflicht das falsche Mittel zur Bekampfung der Zersiedelung, liess Staatsrat
Jean-Michel Cina (VS, cvp) verlauten. Er erzlirnte sich ebenfalls Uber die
Kompetenzverlagerung an den Bund, da sie zu wenig Raum flUr regionale
Besonderheiten lasse. Trotz seiner positiven Stellungnahme im
Vernehmlassungsverfahren ausserte auch der Waadtlander Regierungsrat im Verlaufe
der Kampagne mit einem Brief an den Bundesrat Bedenken zur Ausgereiftheit der
neuen Bestimmungen. Bundesratin Leuthard (cvp) antwortete persénlich auf die Fragen
und Forderungen des Waadtlandes. In ihrer schriftlichen Rickmeldung entkraftete sie
die Beflirchtungen, dass mit Inkrafttreten der Ubergangsbestimmungen grosse urbane
Projekte im Kanton blockiert wirden, wie die Waadtlander Regierung in ihrem
Schreiben vermutet hatte. Neben dem SGV beschlossen FDP und SVP sowie gewichtige
Wirtschaftsverbédnde wie der Hauseigentimerverband (HEV) und Economiesuisse die
Nein-Parole zur Revision. Die Ja-Parole zum revidierten Gesetz gaben neben dem
Mieterverband auch der Bauernverband (SBV), der Schweizerische Ingenieur- und
Architektenverein (SIA), diverse Heimatschutz- und Umweltorganisationen und der
Tourismusverband (STV) heraus. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
beférderte mit Ausnahme des Kantons Wallis ein einhelliges Ja. Von den Parteien
empfahlen die Grinen, SP, CVP, BDP, GLP und EVP das revidierte RPG zur Annahme.
Hochst umstritten war die Parolenfassung bei der CVP Schweiz. Der Parteivorstand
beantragte mit Stichentscheid des Prasidenten Christophe Darbellay seinen
Delegierten, die Revision wegen ihrer Auswirkungen auf den Kanton Wallis abzulehnen.
Zur Beflrwortung der Revision mahnte eindringlich die eigene Bundesratin und UVEK-
Vorsteherin, deren Empfehlung die Parteimehrheit an der Delegiertenversammlung
schlussendlich mit 170 zu 89 Stimmen folgte. Gegen die Revision stimmten eine
geschlossene Walliser CVP-Sektion mit Unterstitzung von Genfer und Tessiner
Parteikollegen. Ein  Antrag auf Stimmfreigabe scheiterte mit beinahe
Zweidrittelmehrheit. Im Gegensatz dazu beschloss die Junge CVP an ihrer
Delegiertenversammlung, die RPG-Revision nicht zu unterstitzen. Wie auch bei der
FDP wichen eine Vielzahl von kantonalen CVP-Sektionen vom Beschluss ihrer
Mutterpartei ab. Im Gegensatz zur eigenen Partei unterstutzten dariber hinaus die FDP
Frauen die Teilrevision (zu den parteiinternen Diskussionen vgl. Teil llla). Neben dem im
Dezember des Vorjahres von links-griner Seite initiierten nationalen Pro-Komitee
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bildete sich im Laufe der Kampagne auf eidgendssischer Ebene noch ein weiteres,
blrgerliches Komitee zur Unterstitzung der Revision mit National- und Standeraten der
BDP, CVP, FDP, GLP und SVP sowie weiteren burgerlichen Kantonalpolitikern. Das
Ergreifen des Referendums durch den SGV stiess bei diesen Vertretern auf
Unverstandnis. Zum einen beschuldigten sie den SGV, im Hinblick auf die nur bedingt
zuruckgezogene Landschaftsinitiative, die ein zwanzigjéhriges Bauzonenmoratorium
fordert, mit dem Feuer zu spielen. Zum anderen sahen sie in der geplanten Verdichtung
der Stadt- und Dorfkerne auch eindeutige Vorteile fir die KMU. Die Zersiedelung
beglinstige den Bau von grossen Einkaufzentren am Stadtrand, wobei das Kleingewerbe
als grosser Verlierer dastehen wurde. Die Intensitéat der Kampagne dusserte sich auch in
einer Vielzahl von Zeitungsinseraten. Insgesamt verzeichnete die Analyse der Année
Politique Suisse wahrend den letzten acht Wochen vor der Abstimmung 1261 Inserate in
Uber 50 untersuchten Tages- und Wochenzeitungen. Dies entsprach Uber 60% aller
gesammelten Inserate zu den drei im Méarz zur Abstimmung gelangten Vorlagen. Die
Gegner- und Beflrworterschaft zeigten sich auf dem Inseratemarkt zur RPG-Revision
&hnlich prasent. ?

1) Erlauterungsbericht Vernehmlassung; Vernenhmlassung Teilrevision Kernenergieverordnung; TA, 11.1., 24.1., 17.4.18; AVF,
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